
Forderungen nach Änderungen im Berufskrankhei-
tenrecht (BK-Recht) wurden in den vergangenen Jah-
ren von verschiedenen Seiten erhoben und auch in-
nerhalb der gesetzlichen Unfallversicherung wurden 
Überlegungen für eine Weiterentwicklung angestellt. 
2016 hat die paritätisch mit Vertretern der Arbeitgeber 
und der Versicherten besetzte Selbstverwaltung der 
DGUV ein eigenes Konzept verabschiedet. Es enthält 
Vorschläge für eine rechtliche Verankerung des Ärzt-
lichen Sachverständigenbeirats Berufskrankheiten 
(ÄSVB) und seiner Tätigkeit, für eine Berichtspflicht 
der DGUV und ihrer Mitglieder zur deren Forschungs-
aktivitäten mit BK-Relevanz, für eine rechtliche Ver-
ankerung und Erweiterung der Möglichkeiten in der 
Praxis Expositionsdaten zu ermitteln, für eine Ab-
schaffung des sogenannten Unterlassungszwangs 
und für die Einführung einer einheitlichen Rückwir-
kungsregelung bei der Aufnahme einer neuen Berufs-
krankheit in die BK-Liste.

Die Vorschläge der DGUV basieren auf der Über-
zeugung, dass sich die Grundprinzipien des BK-
Rechts bewährt haben. Es geht daher nicht um 
grundlegende Änderungen oder Eingriffe in die Sys-
tematik des BK-Rechts, sondern um Verbesserun-
gen und die Lösung von Problemen, die geltende Re-
gelungen in der Verwaltungspraxis aufwerfen. Die 
Vorschläge stellen ein fein austariertes Paket sich 
ergänzender Maßnahmen dar; als ein einvernehm-
lich verabschiedetes, von den Sozialpartnern in der 
Selbstverwaltung gemeinsam getragenes Konzept 
setzen sie zugleich einen Meilenstein in einer bis-

lang meist sehr kontrovers geführten Debatte. 
In diesem Sinn wurden die Vorschläge der DGUV 

auch von der alten Bundesregierung gewürdigt. 
Noch vor den Bundestagswahlen hat das Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales die Überlegungen 
der Selbstverwaltung in eigenen Eckpunkten aufge-
griffen und diese als Grundlage für eine Gesetzes-
initiative in der nächsten Legislaturperiode bezeich-
net. Vor diesem Hintergrund hofft die DGUV, dass 
die neue Bundesregierung zügig einen entsprechen-
den Gesetzentwurf vorlegt und dabei auch allen For-
derungen eine Absage erteilt, die geeignet sind, die 
dauerhafte Zukunft des BK-Rechts zu gefährden, 
indem sie Grundprinzipien wie den Kausalzusam-
menhang und den zweifelfreien Nachweis der beruf-
lichen Verursachung als Voraussetzung für die An-
erkennung einer Berufskrankheit angreifen.

Web: www.dguv.de > Webcode dp1038560
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Konsens der Sozialpartner  
umsetzen
Weiterentwicklung des  
Berufskrankheitenrechts

Seit März 2018 ist die neue Bundesregierung 
im Amt. Zu den im Koalitionsvertrag angekün-
digten sozialpolitischen Vorhaben gehört auch 
die Weiterentwicklung des Berufskrankheiten-
rechts. Bereits 2016 hat die DGUV ein zukunfts-
weisendes Konzept vorgelegt.

TOP THEMA

Die Weiterentwicklung des Berufskrankheitenrechts steht auf der Agenda der neuen 
Bundesregierung. Die DGUV hofft, dass zügig ein entsprechen der Gesetzesentwurf 
vorgelegt wird, der dann im Bundestag verabschiedet werden muss.

GEFAHRSTOFFE
Neue EU-OSHA-

Kampagne
SEITE 4

Weiterentwicklung 
des Berufskrank-
heitenrechts

Die DGUV hatte bereits 
2016 die folgenden fünf 
Punkte erarbeitet:

1    Ursachenermittlung 
verbessern

2     Unterlassungs-
zwang abschaffen

3     Rückwirkung regeln

4     Ärztlichen Sachver-
ständigenrat (ÄSVB) 
im Gesetz verankern

5    Forschung  
vorantreiben

STICHWORT



Sehr geehrter Herr Enkerts, sehr geehr-
ter Herr Wirsch, im Koalitionsvertrag 
heißt es, man wolle das Berufskrank-
heitenrecht (BK-Recht) weiterentwi-
ckeln. Das kann man als Reaktion 
auf das 2016 von der DGUV vorgelegte 
Weißbuch verstehen. Also ein Erfolg 
der Selbstverwaltung?

Enkerts: An der Erarbeitung der Vorschlä-
ge zur Weiterentwicklung des BK-Rechts 
waren verschiedene Gremien des Ehrenam-
tes beteiligt. Mit dem Weißbuch zeigen wir 
Wege auf, wie das BK-Recht modernisiert 
werden kann, ohne seine rechtliche Basis 
aufzugeben. Wir sind jetzt auf das weitere 
Handeln des Gesetzgebers gespannt.

Wirsch: Durch das politische Vakuum der 
letzten Monate ist viel Zeit ins Land ge-
gangen. Ich würde mir wünschen, dass 
das BK-Recht auf der To-do-Liste der Po-
litik eine prominente Position bekommt. 
Auf den Handlungsbedarf haben ver-
schiedene gesellschaftliche Gruppen hin-
gewiesen. Das war der Ausgangspunkt 
für unser Weißbuch.

Der Koalitionsvertrag spricht darüber 
hinaus auch von einer Weiterentwick-
lung der Unfallversicherung ganz all-
gemein. Das lässt völlig offen, wohin es 
gehen könnte. Haben Sie dazu eine Idee?

Wirsch: Die gesetzliche Unfallversiche-
rung ist seit Jahren in einem Umbruchpro-
zess. Dafür steht zum Beispiel das Unfall-
versicherungsmodernisierungsgesetz, das 
vor zehn Jahren in Kraft trat mit den Fusio-

nen der Unfallversicherungsträger. Weiter-
entwicklung der Unfallversicherung heißt 
für mich, sie fit zu machen für die neuen 
Technologien und Arbeitsformen, die sie 
ja weiter prüfen und begleiten soll. Weiter-
entwicklung kann keinesfalls bedeuten, 
Leistungen in Frage zu stellen oder die Un-
fallversicherung als reine Haftpflichtversi-
cherung zu betrachten.

Enkerts: Wir beschäftigen uns seit einiger 
Zeit mit den Auswirkungen der Digitalisie-
rung auf den angewandten Arbeitsschutz, 
aber auch mit den Anforderungen, die da-
durch auf die Verwaltungen zukommen. 
Durch das Online zugangsgesetz sind alle 
Behörden in Deutschland verpflichtet, 
ihre Verwaltungsleistungen bis Ende 2022 
online auf einer Plattform anzubieten. 
Für das gesamte deutsche Gesundheits-
wesen soll parallel eine einheitliche Te-
lematik-Infrastruktur aufgebaut werden. 
Das ist eine große Herausforderung, denn 
der Umgang mit sensiblen Daten verlangt 
größtmögliche Sicherheit.

Wie gut ist die gesetzliche Unfallversi-
cherung aufgestellt, um diese Anforde-
rungen zu erfüllen?

Enkerts: Die Idee hinter dem Bürgerpor-
tal ist, mehr Service für Bürgerinnen und 
Bürger zu bieten. Versicherte sollen zum 
Beispiel Online-Formulare herunterladen 
können, Termine vereinbaren oder so-
gar Akteneinsicht nehmen können. Die 
einzelnen Berufsgenossenschaften und 
Unfallkassen sind hier natürlich unter-
schiedlich weit. Aufgabe des Verbandes 

DGUV KOMPAKT | MAI 2018

Liebe Leserinnen und Leser,

nichts ist so beständig wie die Verän-
derung – dieses Sprichwort passt gut 
in unsere heutige Zeit. Die Medienwelt 
überschlägt sich mit Berichten aus Sili-
con Valley und zahlreiche Start-ups ver-
suchen am digitalen Markt ihre Nischen 
zu finden. Dabei blendet der Hype um 
die Digitalisierung eines oft aus: Fort-
schritt bedeutet nicht, dass sich die 
Gesellschaft neu erfinden muss. Viele 
politische, soziale und wirtschaftliche 
Errungenschaften haben sich bewährt. 
Sie müssen an die sich verändernden 
Bedingungen angepasst werden – das 
ja, aber sie müssen nicht grundsätzlich 
in Frage gestellt werden. 

Das Berufskrankheitenrecht hat 
sich bewährt. Seit mehr als 90 Jahren 
werden in der gesetzlichen Unfallver-
sicherung Berufskrankheiten entschä-
digt. In diesem knappen Jahrhundert 
hat sich das Berufskrankheitenrecht 
trotz zum Teil großen Veränderun-
gen in der Arbeitswelt als eine stabile 
Grundlage für Prävention und Entschä-
digung erwiesen. Die Arbeitswelt wird 
sich weiter ändern und stellt auch das 
Berufskrankheitenrecht vor Heraus-
forderungen. Mit dem „Weißbuch“ hat 
die gesetzliche Unfallversicherung Vor-
schläge für mehr Transparenz und Klar-
heit vorgelegt. Aber der „Kern“ – das 
Kausalitätsprinzip – ist nicht verhan-
delbar: Die gesetzliche Unfallversiche-
rung übernimmt die Haftung des Ar-
beitgebers für Gesundheitsschäden, die 
durch die Arbeit verursacht werden. Die 
Politik ist nun am Zug das Bewährte für 
die Zukunft fit zu machen.

Ihr

Dr. Joachim Breuer
Hauptgeschäftsführer der DGUV
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Bewährt Im November letzten Jahres hat die Mitgliederversammlung der Deutschen 
gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) die neuen Vorstandsvorsitzenden ge-
wählt. Manfred Wirsch vertrat bereits in der vergangenen Sozialwahlperiode die 
Versichertenseite. Volker Enkerts folgt auf der Arbeitgeberseite auf Dr. Rainhardt 
Freiherr von Leoprechting. DGUV Kompakt sprach mit den beiden Vorsitzenden 
über den neuen Koalitionsvertrag der Bundesregierung und die Herausforderun-
gen der „Digitalisierung“ für die gesetzliche Unfallversicherung. 

„Keine Mehrklassen-
gesellschaft im  
Arbeitsschutz“

INTERVIEWEDITORIAL



ist es deshalb, gemeinsam mit den Mit-
gliedern die Weichen für ein gemeinsa-
mes Portal zu stellen.

Wirsch: Beim Thema medizinischer Da-
tenaustausch sind wir einen Schritt wei-
ter. Das zeigen der bereits begonnene Da-
tenaustausch mit den Durchgangsärzten 
und Durchgangsärztinnen und das Projekt 
EDA UVT Reha, der elektronische Daten-
austausch der Unfallversicherungsträger 
in der Heilverfahrenssteuerung. In diesem 
Rahmen wurden im letzten Jahr erstmals 
Operations- und Entlassungsberichte von 
Versicherten elektronisch zwischen den 
Unfallversicherungsträgern und dem Kli-
nikverbund der gesetzlichen Unfallversi-
cherung ausgetauscht.

Die Digitalisierung hat nicht nur Auswir-
kungen auf die Verwaltungsleistungen. 
Innovationen in der Arbeitswelt sorgen 
auch für neue Belastungen der Erwerbs-
tätigen, wie zum Beispiel psychische 
Belastungen. Wie unterstützt die gesetz-
liche Unfallversicherung Führungskräf-
te und Erwerbstätige, um auf die neuen 
Herausforderungen vorbereitet zu sein?

Enkerts: Vielen Führungskräften ist die-
se Problematik inzwischen bewusst. Auch 
wenn einige immer noch Probleme ha-
ben, diese Belastungen auch in ihren Ge-
fährdungsbeurteilungen abzubilden. Hier 
müssen die Unfallversicherungsträger wei-
ter unterstützen. Ein wichtiges Stichwort 
in diesem Zusammenhang ist für mich die 
„Kultur der Prävention“, für die die neue 
Präventionskampagne kommmitmensch 
wirbt. Prävention ganzheitlich angehen: 
von der Führung über die Beteiligung der 
Beschäftigten bis zur Fehlerkultur, das ist 
für mich eine gute Zukunftsperspektive.

Wirsch: Wir müssen nur aufpassen, dass 
im Arbeitsschutz keine Mehrklassengesell-
schaft entsteht: Auf der einen Seite die Be-
schäftigten in den Betrieben, die Sicherheit 
und Gesundheit ernst nehmen und sogar 
damit werben. Auf der anderen Seite die zu-
nehmende Zahl der Solo-Selbständigen und 
Crowdworker, die im Zweifel ohne Schutz 
arbeiten. Nach heutigem Recht fallen die-
se Gruppen nicht unter den Schutz der ge-
setzlichen Unfallversicherung oder auch 
der Rentenversicherung. Hier brauchen wir 
dringend eine gesellschaftliche Diskussion.
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Von 500 Millionen EU-Bürgerinnen 
und Bürgern arbeiten 16 Millionen in 
einem anderen EU-Mitgliedsstaat. Das 
sind doppelt so viele wie vor 11 Jahren. 
EU-Kommissionspräsident Jean-Clau-
de Juncker hat deswegen bei seiner 
Rede zur Lage der Union im September 
2017 den Aufbau einer Europäischen 
Arbeitsbehörde (ELA) vorgeschlagen. 
Die Initiative ist ein Baustein des EU-
Großprojekts zur Umsetzung der euro-
päischen Säule sozialer Rechte.

Am 13. März hat die EU-Kommission 
im Rahmen des Pakets zur sozialen Ge-
rechtigkeit einen konkreten Verord-
nungsvorschlag zu der Behörde und de-
ren Aufgaben vorgelegt. Ende 2019 soll 
die ELA nach Vorstellung der EU-Kom-
mission ihre Arbeit aufnehmen und bis 
2023 voll einsatzfähig sein. Die Behör-
de soll sicherstellen, dass alle EU-Vor-
schriften zur Arbeitskräftemobilität auf 
gerechte, einfache und wirksame Art 
und Weise durchgesetzt werden.
Der Verordnungsvorschlag betrifft auch 
die Träger der gesetzlichen Unfallver-
sicherung – vor allem hinsichtlich der 
Zusammenarbeit mit anderen Trägern 
in grenzüberschreitenden Situationen 
und in Bezug auf das elektronische Da-
tenaustauschsystem EESSI. Da das Ver-
ordnungsrecht, welches die nationalen 
Regelungen der EU-Mitgliedsstaaten 
zur Sozialversicherung in grenzüber-
schreitenden Fällen koordiniert, derzeit 
überarbeitet wird, stellt sich die Frage, 
wie notwendig und verhältnismäßig die 
Vorschläge zur ELA sind. So sollen ne-
ben der Plattform gegen Schwarzarbeit 
unter anderem Gremien der Verwal-
tungskommission in die Agentur über-
führt werden. Die weitreichenden Kom-
petenzen der ELA lassen zudem Zweifel 
aufkommen, ob dies noch den Kompe-
tenzverteilungen insbesondere den Be-
fugnissen der Mitgliedstaaten im Be-
reich der sozialen Sicherheit entspricht. 
Die DGUV wird sich an der von der Kom-
mission eingeleiteten Konsultation im 
Rahmen einer gemeinsamen Stellung-
nahme der DSV beteiligen.

Web: www.dsv-europa.de  
> Positions papiere > Arbeit und Soziales

EU-Arbeitsbehörde 
soll 2019 starten

ZUM THEMA
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Die Vorstandsvorsitzenden Manfred Wirsch (l.) und Volker Enkerts (r.) gehören zur  
Selbstverwaltung der DGUV. Sie hat die Aufgabe, Erkenntnisse aus der Praxis in die  
Arbeit der Unfallversicherung einzubringen und so eine praxisnahe Ausgestaltung  
von Prävention und Rehabilitation sicherzustellen.
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Der positive Trend bei den meldepflich-
tigen Arbeitsunfällen setzt sich fort. Die 
vorläufigen Unfallzahlen der DGUV für 
das Jahr 2017 ergeben, dass die Zahl der 
meldepflichtigen Arbeitsunfälle im Jahr 
2017 um 0,4 Prozent auf 873.562 zurückge-
gangen ist. Die meldepflichtigen Wegeun-
fälle sind hingegen gestiegen auf 190.095 
Unfälle – 2,2 Prozent mehr als im Vorjahr. 
Einen neuen Tiefstand gab es bei den neu-
en Unfallrenten insgesamt: Sie gingen um 
604 Fälle auf 18.244 neue Unfallrenten zu-
rück. Nach dem absoluten Tiefpunkt 2016 
ist die Zahl der tödlichen Arbeitsunfälle 
von 424 auf 454 gestiegen. Opfer eines töd-
lichen Wegeunfalls wurden 282 Beschäf-
tigte, das sind 29 weniger als 2016.

„Die Zahl der Arbeitsunfälle bleibt 
weiter auf niedrigem Niveau, neue Un-
fallrenten - das bedeutet schwere Unfälle 

- gehen zurück“, sagt Dr. Joachim Breuer, 
Hauptgeschäftsführer der DGUV. „Aber 
so erfreulich die Zahlen sind, sie zeigen 
auch: Vom Ziel der Vision Zero, einer Welt 
ohne Arbeitsunfälle und arbeitsbeding-
te Erkrankungen, sind wir noch weit ent-
fernt. Hier setzt deshalb die neue Präven-
tionskampagne kommmitmensch der 
gesetzlichen Unfallversicherung an.“

Web: www.dguv.de > Pressemitteilungen

Unfallzahlen: erste 
Tendenz für 2017
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Die gesetzliche Unfallversicherung hat sich 
in ihrem Aktionsplan 2.0 zur Umsetzung 
der UN-BRK verpflichtet, Menschen mit 
Behinderung an Entscheidungsprozessen 
und Projekten der gesetzlichen Unfallver-
sicherung zu beteiligen. In der konkreten 
Umsetzung des Aktionsplans in die Pra-
xis entstand die neue Broschüre „5 Schrit-
te zur Partizipation – Wegweiser zur Betei-
ligung von Menschen mit Behinderung in 
der gesetzlichen Unfallversicherung“. Die 
Broschüre erklärt, warum Partizipation 
wichtig ist und wie Menschen mit Behin-
derung an Entscheidungsprozessen betei-
ligt werden können und sollen. Der Leitfa-
den wird in der Publikationsdatenbank der 
DGUV auch in Leichter Sprache angeboten: 
„Wegweiser Partizipation – Informationen 
in Leichter Sprache“.

Web: www.dguv.de/publikationen  
> Bestellnummern: 12660, 12697

MELDUNG

TERMINE

Leitfaden: „5 Schritte 
zur Partizipation“

MEDIENECKE
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Die Zahl der meldepflichtigen Arbeitsunfälle 
ist im Jahr 2017 weiter zurückgegangen.

74 948
… Anzeigen auf Verdacht einer Be-
rufskrankheit wurden im Jahr 2017 
laut den vorläufigen Unfallzahlen der 
DGUV bei den Unfallversicherungs-
trägern gestellt. Das sind 427 Anzei-
gen weniger als im Vorjahr.

ZAHL DES MONATS

Neue EU-OSHA-Kampagne
 „Gesunde Arbeitsplätze – Gefahrstoffe erkennen und hand-
haben“ – so sensibilisiert die Europäische Agentur für Si-
cherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz (EU-OSHA) 
seit April für gefährliche Substanzen an Arbeitsplätzen.
Web: www.osha.europa.eu/de > Kampagnen und Wettbewerbe  
> Gefährliche Substanzen (2018-2019)
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